
n Folge einer unzureichenden oder nicht dokumentier-
ten Aufklärung ist, dass der Zahnarzt für die Behandlung
bzw. für die aufgrund dieser Behandlung entstandenen
Schäden zivilrechtlich haftet, ohne dass ihm tatsächlich
ein Behandlungsfehler unterlaufen sein muss. Mangels
Aufklärung ist der Behandlungsvertrag in diesem Fall
nicht wirksam zwischen Zahnarzt und Patient zustande
gekommen. Wie bereits beschrieben, stellt der Eingriff
durch den Zahnarzt eine nicht gerechtfertigte Körper-
verletzung des Patienten dar. Erschwerend kommt in
diesen Fällen hinzu, dass der Zahnarzt in einem Haf-
tungsprozess die Aufklärung und deren Umfang bewei-
sen muss. Kann der Zahnarzt die Aufklärung nicht be-
weisen, dann geht das Gericht zu dessen Lasten davon
aus, dass die Aufklärung nicht erfolgt ist. 
Dies hat man nun versucht im Patientenrechtegesetz zu
normieren. Mit viel Beachtung wurde das Patienten-
rechtegesetz bereits im Vorfeld diskutiert. Egal ob Bou-
levardblatt oder „seriöse“ Tageszeitung, egal ob Politiker
oder Funktionär, letztlich hatte jeder eine Meinung zu
der Gesetzesänderung.
Das Patientenrechtegesetz sollte nach dem Willen des
Gesetzgebers unter anderem die Rechte der Patienten
stärken, Transparenz schaffen und die Patienteninfor-
mation verbessern. Die in den neuen §§ 630 a ff. BGB
 geregelten Pflichten scheinen jedoch nur Rechte und
Pflichten wiederzugeben, die bislang durch die Recht -
sprechung zur (Zahn-)Arzthaftung, dem Grundgesetz,
der Berufsordnung der Ärzte und weiteren Gesetzen be-
reits geregelt wurden. Ob Sie diese alle kennen, können
Sie nachfolgend überprüfen.
Zunächst ist grundlegend zwischen der sogenannten
Sicherheits- oder therapeutischen Aufklärung einer-
seits und der Eingriffs- und Risikoaufklärung anderer-
seits zu unterscheiden. Eine dritte Fallgruppe beschäf-
tigt sich mit der wirtschaftlichen Aufklärung.

Die therapeutische Aufklärung

Die therapeutische Aufklärung beinhaltet die Beratung
über therapierichtiges Verhalten, beispielsweise also

über eine etwaige Mitwirkung des Patienten, oder die
rechtzeitige Einleitung einer sachgerechten Nachbe-
handlung. Sofern hier Versäumnisse erfolgten, so hat die
Rechtsprechung dies bisher nicht als Aufklärungsfehler
gewertet, sondern als Behandlungsfehler. Dies war
 insofern entscheidend, als Behandlungsfehler – im
Gegensatz zu Aufklärungsfehlern – von Patienten zu
 beweisen sind.
Die therapeutische Aufklärung, wie die Rechtsprechung
sich entwickelt hat, ist nunmehr in § 630 c Absatz 2 BGB
schriftlich niedergelegt. Hier heißt es nun wörtlich:
„Der Behandelnde ist verpflichtet, dem Patienten in ver-
ständlicher Weise zu Beginn der Behandlung und, soweit
erforderlich, in deren Verlauf sämtliche für die Behand-
lung wesentlichen Umstände zu erläutern, insbesondere
die Diagnose, die voraussichtliche gesundheitliche Ent-
wicklung, die Therapie und die zu und nach der Therapie
zu ergreifenden Maßnahmen.“

Gesetzlich geregelt ist also nunmehr nicht mehr, als
die Rechtsprechung bisher bereits an Pflichten für die
therapeutische Aufklärung konkretisiert hatte. Es
stellt sich die Frage, ob hier nicht sogar von einem we-
niger auszugehen ist. Das Gesetz spricht im Zu-
sammenhang mit der therapeutischen Aufklärung
nunmehr nicht von Aufklärung, sondern von „erläu-
tern“ und siedelt diese Pflicht nicht in Rahmen von
§ 630 e unter der Überschrift Aufklärungspflichten
an, sondern im Rahmen der Informationspflichten, die
juristisch gesehen ein „Weniger“ bedeuten. Deutlich
wird insofern auch, dass der Gesetzgeber klar davon
ausgeht, dass sich Pflichtverletzungen aus dieser
Norm nicht als Aufklärungsfehler, sondern als Be-
handlungsfehler darstellen, somit also die Beweislast
beim Patienten verbleibt.
Dies wird nochmals durch die Regelung des § 630 c Ab-
satz 2 Satz 2 BGB unterstrichen, die insoweit eine wirkli-
che Neuerung bringt. Dieser lautet:
„Sind für den Behandelnden Umstände erkennbar, die die
Annahme eines Behandlungsfehlers begründen, hat er
den Patienten über diese auf Nachfrage oder zur Abwen-
dung gesundheitlicher Gefahren zu informieren.“
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Fit für die Patientenaufklärung?
Zahnärztliche Extraktionen, Injektionen und die zahnärztliche Behandlung an sich sind im ju-
ristischen Sinne tatbestandsmäßige Körperverletzungen, welche gerechtfertigt sind, sofern
die Einwilligung des Patienten hierzu vorlag. Eine rechtswirksame Einwilligung kann der Pa-
tient nur dann erteilen, wenn er eventuelle Risiken kennt, diese abzuschätzen weiß und sie in
seine Entscheidung über die Einwilligung einbeziehen kann. Die Rechtsprechung und insbe-
sondere der Bundesgerichtshof hatten in der Vergangenheit in ständiger Rechtsprechung die
Anforderungen an die ärztlichen und zahnärztlichen Aufklärungspflichten konkretisiert. Doch
was passiert, wenn der frühere Patient einen Schaden geltend macht und der Zahnarzt
 gerade in diesem Behandlungsfall nicht oder nur unzureichend aufgeklärt hat oder aber die
 Dokumentation der Aufklärung nicht auffindbar ist?

Katri Helena Lyck, Cornelia Sauerbier



Zwar war es auch bisher nicht erlaubt, durch Inkauf-
nahme einer Gesundheitsgefährdung des Patienten
 Behandlungsfehler zu vertuschen, vielmehr hatte der
(Zahn-)Arzt auch bereits vorher die Pflicht, gesundheit-
liche Gefahren des Patienten abzuwehren, auch wenn er
dabei Umstände offenbart, die unter Umständen auf ei-
nen Behandlungsfehler schließen lassen. Neu hierbei ist
jedoch, dass diese Information erst auf Nachfrage des
Patienten zu erteilen ist und zwar auch dann, wenn es
nicht zur Abwehr wesentlicher Gefahren erforderlich
sein soll. Der (Zahn-)Arzt muss nach der neuen Norm
nun also jeden Behandlungsfehler, auch wenn er nicht
zu einer Gefährdung des Patienten geführt hat, auf
Nachfrage des Patienten offenbaren. Dies umfasst dem
Wortlaut nach nicht nur eigene Behandlungsfehler,
sondern auch die fremder Kollegen. Selbst die Einräu-
mung eigener Fehler ist unserer Rechtsordnung zu-
meist fremd und wird außer dem (Zahn-)Arzt nur noch
dem Rechtsanwalt auferlegt. Um dies abzumildern und
rechtsstaatliche Grundsätze zu wahren, hat der Gesetz-
geber sich dann zur Abmilderung durch Satz 3 des § 630 c
Abs. 2 entschieden, welcher ein Beweisverwertungsver-
bot für Straf- und Bußgeldverfahren regelt und lautet:
„Ist dem Behandelnden oder einem seiner in § 52 Absatz 1
der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen ein
Behandlungsfehler unterlaufen, darf die Information
nach Satz 2 zu Beweiszwecken in einem gegen den Be-
handelnden oder gegen seinen Angehörigen geführten
Straf- oder Bußgeldverfahren nur mit Zustimmung des
Behandelnden verwendet werden.“

Im Ergebnis ist festzuhalten, dass der Behandler wie
 bisher ungefragt über Behandlungsfehler informieren
muss, sofern dies zur Abwendung gesundheitlicher Ge-
fahren erforderlich ist. Hinzu kommt, dass er auf Nach-
frage sogar erkennbare eigene und fremde Fehler offen-
baren muss, auch wenn dies nicht für die Abwendung
gesundheitlicher Gefahren erforderlich ist.
Auch sofern die Aufklärung Mängel in wirtschaftlicher
Hinsicht hatte, der Patient mithin nicht oder nicht genü-
gend über die Kosten der Behandlung aufgeklärt war,
hatte die Rechtsprechung als Nebenpflicht des mit dem
(Zahn-)Arzt geschlossenen Behandlungsvertrags eine
wirtschaftliche Aufklärungspflicht entwickelt. Aufklä-
rungsmängel in diesem Zusammenhang musste der
 Patient beweisen.

Nun ist dies in § 630 c Absatz 3 BGB gesetzlich geregelt. 
„Weiß der Behandelnde, dass eine vollständige Über-
nahme der Behandlungskosten durch einen Dritten nicht
gesichert ist oder ergeben sich nach den Umständen hier-
für hinreichende Anhaltspunkte, muss er den Patienten
vor Beginn der Behandlung über die voraussichtlichen
Kosten der Behandlung in Textform informieren. Weiter-
gehende Formanforderungen aus anderen Vorschriften
bleiben unberührt.“

Ausnahmen von dieser wirtschaftlichen Aufklärungs-
pflicht normiert Absatz 4 der Vorschrift, für den Fall, dass
die Behandlung unaufschiebbar ist oder der Patient auf

die wirtschaftliche Aufklärung verzichtet hat. Insoweit
entspricht die gesetzliche Vorschrift der hierzu in den
vergangenen Jahren ergangenen Rechtsprechung und
bedeutet keine Änderung des Aufklärungsverhaltens.

Die Eingriffs- und Risikoaufklärung

Die ursprüngliche Eingriffs- und Risikoaufklärung, also
die Aufklärung im klassischem Sinne, hat der Gesetzge-
ber dann in § 630 e BGB geregelt.
Absatz 1 Satz 1 legt dem Behandler die Pflicht auf, den
 Patienten über alle „für die Einwilligung wesentlichen
Umstände“ aufzuklären. Hierzu soll nach Absatz 1 Satz 2
dieser Vorschrift auch und insbesondere gehören, dass
über Art, Umfang, Durchführung, zu erwartende Fol-
gen und Risiken der Maßnahme sowie Notwendigkeit
und Dringlichkeit, Eignung und Erfolgsaussichten im
Hinblick auf Diagnose und Therapie aufgeklärt wird.
Hierbei soll der (Zahn-)Arzt auch auf Alternativen zur
Maßnahme hinweisen, wenn mehrere gleichermaßen
indizierte und übliche Methoden zu wesentlichen
unterschiedlichen Belastungen, Risiken und Heilungs-
chancen führen können. Auch diese gesetzliche Nor-
mierung bietet nichts Neues und manifestiert nur bis-
herige ständige Rechtsprechung. Im Bereich der Wur-
zelbehandlung hatte diese insoweit festgelegt, dass
der Zahnarzt über alle mit der Wurzelbehandlung typi-
schen Schäden aufzuklären hat. Was hierunter zu ver-
stehen ist, hat die Rechtsprechung in Einzelfallent-
scheidungen herausgearbeitet. 

Vor einer Wurzelbehandlung müssen Zahnärzte hier-
nach aufklären über 
– leichte bis heftige Schmerzen kurz nach der Wurzelbe-

handlung für einige Stunden oder Tage, 
– unvollständige, nicht bis zum Ende der Wurzelspitze

durchgängige Wurzelkanäle,
– unvollständige Wirkung der Betäubung, 
– Schwellung/Abszesse kurz nach der Wurzelbehand-

lung oder später,
– Abbrechen von Wurzelkanalinstrumenten im Wurzel-

kanal, 
– Verletzung des Gewebes an der Wurzelspitze, 
– Überfüllung von Wurzelkanälen bzw. Austreten des

Füllmaterials aus der Wurzelspitze,
– zusätzliche unnatürliche Zahnöffnungen durch das

Aufbohren,
– die Verfärbung bzw. das Abdunkeln des wurzelgefüll-

ten Zahns,
– Absplitterungen, Abbrechen oder Zerbrechen wurzel-

gefüllter Zähne, 
– Fortbestehen bzw. erneutes Auftreten von Schmerzen

oder Beschwerden.

Insbesondere in der zahnheilkundlichen Praxis hatte die
Rechtsprechung eine Aufklärungspflicht bei alternati-
ven Behandlungsmöglichkeiten bereits als Standard er-
achtet. Dies auch, wenn der Zahnarzt die von ihm ge-
wählte Behandlungsmethode favorisierte. 
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So hatte das OLG Koblenz mit Urteil vom 04.04.2000
– 1 U 1295/98 eine Verletzung der Aufklärungspflicht
einer Zahnärztin bejaht, die sich bei einer Wurzelzyste
für ein chirurgisches Vorgehen durch Wurzelspitzen-
resektion und Wurzelspitzenkürzung entschieden
hatte. Der Sachverständige hatte dann festgestellt,
dass eine konservative Therapie durch Trepanation
des Zahnes und Wurzelkanalbehandlung eine ver-
gleichbare Erfolgsaussicht gehabt hätte, wobei das
 Risiko der Verletzung des Unterkiefernervs erheblich
geringer gewesen wäre.
Das OLG Köln hatte mit Urteil vom 30.09.1998 – 5 U
122/97 ebenfalls eine Aufklärungspflichtverletzung an-
genommen, weil als Alternative zu einer vorgenomme-
nen zahnprothetischen Oberkieferversorgung mittels
einer Gaumenplatte auch eine teleskopierende, bügel-
freie Brückenprothese mit einer nur auf dem Kiefer-
kamm ausgedehnten Gerüstauslegung in Betracht
kam. Die Voraussetzungen für gute parodontale Veran-
kerung der Restzähne und ein ausreichend ausgepräg-
ter Alveolarfortsatz waren hierbei gegeben.
Eine Verpflichtung zur Aufklärung wurde vom OLG
Stuttgart mit Urteil vom 02.01.1997 – 14 U 10/96 bereits
angenommen, wenn verschiedene Gestaltungsmög-
lichkeiten für eine Oberkieferprothese wegen der unter-

schiedlichen Missempfindungen und Gewöhnungs-
probleme zu jeweils unterschiedlichen Belastungen für
den Patienten führen.
Wird eine inzwischen weniger gebräuchliche und risiko-
behaftetere Methode angewandt und gibt es eine Be-
handlungsalternative, so muss erst recht aufgeklärt
werden. Dies hat das OLG Stuttgart mit Urteil vom
17.04.2001 – 14 U 74/00 für den Fall entschieden, dass ein
subperiostales statt einem enossalen Implantat ver-
wendet werden sollte, der Patient jedoch nicht darauf
hingewiesen wurde, dass bei einem subperiostalen Im-
plantat das Risiko einer chronischen Entzündung be-
steht, die Misserfolgsquote deutlich höher als beim
enossalen Implantat ist und bei einer Entzündung das
komplette Implantat entfernt werden muss, wohinge-
gen das beim enossalen Implantat nur für den betroffe-
nen Teil gilt.
§ 630 c Absatz 2 BGB regelt nun die Form der Aufklärung,
die wie bisher nur mündlich erfolgen muss. Ergänzend
kann auf schriftliche Unterlagen Bezug genommen
werden. Neu hierbei ist, dass der Patient die Unterlagen,
auf die Bezug genommen wird, auch in Textform ausge-
händigt bekommen muss. Dabei ist dringend zu emp-
fehlen, sich die Aushändigung und die Erläuterung zu
Dokumentationszwecken quittieren zu lassen. 
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Die Aufklärung muss nach Absatz 2 Nr. 2 außerdem
rechtzeitig erfolgen. Was hierunter zu verstehen ist,
ist eine Frage des Einzelfalles, mit der sich die Recht -
sprechung auch bereits in der Vergangenheit be-
schäftigt hat. 
Bei der Umsetzung dieses Grundsatzes in die Praxis ist
allerdings zu berücksichtigen, dass sich Unterschiede
zwischen einem Eingriff im Rahmen eines stationären
Krankenhausaufenthalts und einer ambulanten Be-
handlung ergeben können.
Bei einem Eingriff mit stationärem Krankenhausauf-
enthalt, im zahnheilkundlichen Bereich etwa ein grö-
ßerer kieferchirurgischer Eingriff, ist die Aufklärung
grundsätzlich schon dann vorzunehmen, wenn der
Zahnarzt zum operativen Eingriff rät und zugleich ei-
nen festen Operationstermin vereinbart. Sofern der
Eingriff geringe Risiken oder wenig einschneidende
Risiken beinhaltet, kann allerdings eine Aufklärung
am Tag vor der Operation noch rechtzeitig sein (BGH
vom 14.06.1994 VI ZR 178/93). Dies gilt auch bei größe-
ren ambulanten Operationen mit beträchtlichen Risi-
ken, wie sie etwa bei der Entfernung von Weisheits-
zähnen oder einer vollständigen Gebisssanierung ge-
geben sein können. Hingegen reicht es bei normalen
ambulanten Eingriffen, die in der zahnärztlichen Pra-
xis die Regel darstellen dürften, grundsätzlich aus,
wenn die Aufklärung am Tag des Eingriffs erfolgt. Je-
doch muss in jedem Fall gewährleistet sein, dass der
Patient eine eigenständige Entscheidung darüber
treffen kann, ob er den Eingriff durchführen lassen will
oder nicht (BGH Urteil vom 04.04.1995 – VI ZR 95/94).
Bei einem normalen Narkoserisiko, wie etwa bei der
zahnärztlich üblichen Leitungsanästhesie, wurde bis-
her eine Aufklärung am Vorabend einer Operation als
ausreichend angesehen (BGH Urteil vom 07.04.1992 –
VI ZR 192/91).
Des Weiteren muss die Aufklärung nach § 630 e Absatz
2 Nr. 3 BGB für den Patienten verständlich sein. Dies be-
deutet laut der Gesetzesbegründung, dass die Aufklä-
rung in einer Sprache zu erfolgen hat, die der Patient
versteht. Im Zweifel sollte ein Dolmetscher herangezo-
gen werden. Ist dies nicht möglich, kann die Aufklä-
rung nicht wirksam erfolgen und die Behandlung ist zu
unterlassen. Dem Patienten sind des Weiteren Ab-
schriften von Unterlagen, die er im Zusammenhang
mit der Aufklärung oder Einwilligung unterzeichnet
hat, auszuhändigen.
§ 630 e Absatz 3 BGB regelt wiederum Ausnahmen zur
Aufklärungspflicht. Diese kann unterbleiben, sofern die
Behandlung unaufschiebbar ist oder der Patient aus-
drücklich verzichtet. Insoweit ist § 630 e inhaltsgleich
mit § 630 c.
Ist der Patient nicht einwilligungsfähig, so ist nach
§ 630 e Absatz 4 BGB die Aufklärung gegenüber einem
zur Einwilligung Berechtigten gegenüber vorzuneh-
men. Hierbei ist zu beachten, dass die Einwilligungs -
fähigkeit keine zivilrechtliche Geschäftsfähigkeit vor-
aussetzt. Einwilligungsfähigkeit ist nach der Recht -
sprechung dann gegeben, wenn der Patient im Hinblick
auf den anstehenden Eingriff nach seiner natürlichen

Einsichts- und Steuerungsfähigkeit die Bedeutung,
Tragweite und Risiken erfassen und seinen Willen hier-
nach bestimmen kann. Die Beurteilung der Einwilli-
gungsfähigkeit obliegt dem behandelnden Arzt. Im
Grundsatz lässt sich formulieren, dass je komplexer
und risikoreicher die Behandlung ist, desto höher die
Anforderungen an die Einwilligungsfähigkeit des Pa-
tienten zu stellen sind. Wer im Falle der Einwilligungs-
unfähigkeit als Berechtigter anzusehen ist, ist häufig
schwierig. Fehlerhaft ist jedenfalls einfach davon aus-
zugehen, dass dies die nächsten Angehörigen sind. Bei
Einwilligungsunfähigkeit des Patienten kann unter
Umständen die Pflicht des Arztes entstehen, eine Be-
treuung nach § 1896 BGB beim zuständigen Betreu-
ungsgericht anzuregen. Neben die Aufklärung des Be-
rechtigten tritt gemäß § 630 e Absatz 5 BGB auch die
Pflicht des Zahnarztes, auch den Einwilligungsunfähi-
gen entsprechend seinem Verständnis aufzuklären.
Diese Vorschrift wurde insbesondere eingeführt, da
der BGH bisher von einem Vetorecht minderjähriger,
einwilligungsunfähiger Patienten ausging, sofern der
Eingriff nur relativ indiziert war und die Möglichkeit er-
heblicher Folgen für die weitere Lebensführung barg
(BGH Urteil vom 10.10.2006 – VI ZR 74/05). Eine nur re-
lative Indikation liegt zum Beispiel bei der Weisheits-
zahnextraktion vor. 
Zusammenfassend bleibt festzustellen, dass das Patien-
tenrechtegesetz in puncto Aufklärung keinerlei nen-
nenswerten Neuerungen bringen wird, sondern nur die
gesetzlich normierte Form der bisherigen obergericht-
lichen Rechtsprechung darstellt.

Praxishinweis

Der Schlüssel der zahnärztlichen Aufklärungspflichten
liegt in der Dokumentation, diese kann helfen ihn zu ex-
kulpieren, da sie zumindest den Anscheinsbeweis für
eine erfolgte Aufklärung bietet. Da die Pflichten des
Zahnarztes in puncto Aufklärung mannigfaltig sind und
dieser Artikel nur einen kleinen Überblick bieten kann,
ist im Zweifel auf rechtliche Hilfe zurückzugreifen. n
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Herstellerinformationen

Syneron Dental Lasers gehört zu den Preis-
trägern des internationalen red dot awards
für Produktdesign in der Kategorie Wissen-
schaft und Medizin. Der LiteTouch™-Laser
erhielt die international anerkannte Aus-
zeichnung für sein innovatives Design. 
„Bei seiner Produktentwicklungsphilosophie
legt Syneron Dental Lasers großen Wert auf 
hohe Benutzerfreundlichkeit und klinische
Leistung. Der neue Dentallaser ‚LiteTouch‘
wurde entwickelt, um Anwendern eine hohe
klinische Leistung und darüber hinaus funk-
tionale Vorteile für Zahnärzte und Patienten
gleichermaßen zu bieten“, so Ira Prigat,
 Präsident und CEO von Syneron Dental
 Lasers. „Unser Unternehmen wird auch
weiterhin eine Vorreiterrolle in der Dental -
laserbranche spielen, indem es originelle
und innovative Lösungen anbietet, die deut-
liche Vorteile mit sich bringen und intuitiv zu
benutzen sind“, führte Prigat aus. Die red
dot-Jury entschied sich aufgrund der inno-
vativen faserfreien Laserübertragungstech-
nologie für LiteTouch, welche die Meinung
von Zahnärzten zur Benutzerfreundlichkeit

von Lasern grundlegend geändert und so-
mit zu Verbesserungen in der Behandlung
von Zahnhart- und -weichgewebe beigetra-
gen hat. 
Weiterführende Informationen zum Lite-
Touch Laser sind auf der Website von
 Syneron Dental Lasers zu finden. 

Syneron Dental Lasers
Tel.: +972 732442600

www.synerondental.de

Syneron Dental Lasers

Prämierung mit dem 
red dot design award 

Aus gegebenem Anlass möchte die elexxion
AG (Radolfzell am Bodensee) nochmals auf
das Wirkprinzip des von ihr konzipierten und
vertriebenen PT-Systems Perio Green hin-
weisen. Dazu Martin Klarenaar, CEO der
 elexxion AG: „Das Wirkprinzip des im ver-
gangenen Jahr auf den Markt eingeführten
Perio Green unterscheidet sich grundlegend
von dem der ‚blauen‘ Systeme. Während 
die Interaktion von Licht und blauem Sensi-
tizer vor allem aufgrund des hierbei entste-
henden, sehr aggressiven Singulett-Sauer-
stoffs seine bakterizide Wirkung entfaltet,
arbeitet Perio Green mit einem grünen
 Sensitizer. Auch hier ist eine Interaktion mit

 Laserlicht der Wellenlänge von 810 nm zu
verzeichnen. Die hierdurch erzeugte, aus -
gesprochen ausgeprägte schädigende Wir-
kung auf parodontalpathogene Keime be-
ruht jedoch auf einem fotothermischen
 Effekt. Von Anfang an haben wir bei der Ent-
wicklung von Perio Green bemerkt, dass 
ein fotothermischer Effekt in den Fokus
 unseres Interesses rückt. Dieser Eindruck
hat sich bei den zahlreichen Studien, die wir
mit namhaften Universitäten, auch unter
Ein beziehung wichtiger meinungsbilden-
der Laseranwender durchgeführt haben,
wesentlich verstärkt.“
Olaf Schäfer, Mitaugurator von Perio Green,
fügt an: „Bei der Lancierung von Perio Green
stand die Absicht im Vordergrund, ein für
Anwender und Patient sicheres Produkt 
mit einer ‚wasserdichten‘
Dokumentation auf den
Markt zu bringen.“

elexxion AG
Tel.: 07732 82299-0

www.elexxion.de

elexxion

Stellungnahme zum
Wirkprinzip des 
Perio Green-Systems

Mit rematitan CL steht eine Ti-Legierung als Implantatwerkstoff für das generative Laser-
schmelzen von Concept Laser bereit. Dentaurum, Hersteller des Pulvers, und  Concept Laser,
Hersteller von LaserCUSING-Anlagen, konnten den Zertifizierungsprozess erfolgreich ab-
schließen. Die Ti Grade 5-Legierung wird in der dentalen  Prothetik und Implantologie seit
 vielen Jahren eingesetzt. rematitan CL ist gemäß DIN EN ISO 9693/DIN EN ISO 22674 ge-

normt. Sie ergänzt das Spektrum der CoCr-Legierungen. Das
 feinkörnige Gefüge der lasergeschmolzenen Teile

 dieser Ti-Legierung erlaubt höhere Festigkei-
ten als bei klassischen Gussteilen. Die

 generative Struktur ermöglicht zudem
 sichere Keramikverblendungen, z.B. 
mit der innovativen Verblendkeramik
ceramotion Ti von Dentaurum.
Oberflächenfehler des Gussverfah-
rens, wie Lunker, entfallen ohnehin
beim Laserschmelzen. Zudem er-
geben sich hinsichtlich Passgenau-

igkeit, Geometriefreiheiten oder fili-
graneren Klammern neue Möglich -

keiten für Zahntechniker und Zahnärzte.
Beide Anwender und auch die Patienten pro-

fitieren vom Zeitaspekt des Verfahrens. 
Das LaserCUSING-Verfahren ermöglicht es, Käppchen,

Brückengerüste, Modellgussteile sowie Primär- und Sekundärteile aus der pulverförmigen
Ti-Legierung rematitan CL wirtschaftlich herzustellen. 

Concept Laser GmbH
Tel.: 09571 1679-251

www.concept-laser.de

Concept Laser

Spektrum der Materialien 
für generativen  Zahnersatz erweitertMartin Klarenaar (links; CEO der elexxion AG)

und Olaf Schäfer (Mitaugurator von Perio
Green) nehmen Stellung zum Wirkprinzip
 ihres PT-Systems.

Infos zum Unternehmen



Zeigen Sie sich 
kundennah.

Entdecken 

Sie auch

Ihre Vorteile
‹ Innovative Patientengewinnung und -bindung

‹ 360grad schafft Vertrauen und Transparenz

‹ Effektives Webmarketing zum fairen Preis

Einfach, preiswert und modern.
Informieren Sie sich jetzt unter der Info-Hotline

0341 48474-307 oder auf 360grad.oemus.com!

Präsentieren Sie Ihre Praxis im 360grad-Format. 

Einfach, preiswert und modern.

by


